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Ganz sicher
vielleicht
fab. · Zu den schwierigsten politi-
schen Ausdrucksformen gehört die
wohltemperierte Entschlossenheit:
Die Kunst besteht darin, hinreichend
glaubwürdig zu zeigen, dass man ein
Problem wirklich anpacken will –
ohne sich aber abschliessend festzu-
legen. Als zum Beispiel vergangene
Woche Angestellte des Stahlwerks
Gerlafingen (SO) vor dem Bundes-
haus demonstrierten, sahen sich auch
bürgerliche Politiker veranlasst, ihre
Sorge öffentlich kundzutun. Hervor-
getan hat sich der SVP-Nationalrat
Christian Imark (nicht zufällig eben-
falls SO). Wie er auf dem Bundes-
platz zu den Arbeitern sprach, wie
er seine Faust mit einem Stück Ger-
lafinger Stahl kämpferisch gen Him-
mel reckte – da wäre er glatt als Ge-
werkschafter durchgegangen, notierte
verblüfft die «Solothurner Zeitung».
Imark ist aber nicht nur Teilzeit-Ge-
werkschafter, sondern auch Präsident
der Kommission für Umwelt, Raum-
planung und Energie. Flugs traktan-
dierte er das Thema für die Sitzung
am gleichen Tag. Heraus kam ein
Communiqué der Spitzenklasse: Die
Kommission sei besorgt über die Lage
in der Stahlproduktion. «Sie wird bei
nächster Gelegenheit prüfen, wel-
che Handlungsoptionen bestehen und
ob Sofortmassnahmen zu ergreifen
sind.» Mit anderen Worten: Man wird
ganz sicher vielleicht erwägen, extrem
schnell Massnahmen nicht zu ergrei-
fen oder allenfalls sofort. Und so fort.

Im Dosto
nach Delhi
fab. · Albert Rösti stand vom ers-
ten Tag an unter rot-grünem General-
verdacht: Die Energiewende wolle er
rückgängig machen, die Verkehrspoli-
tik entgleisen lassen und nebenbei
die halbe Fauna ausrotten. Im lau-
fenden Abstimmungskampf gibt pri-
mär der Verkehr zu reden. Rösti und
seine Mitfahrer müssen im Rennen
um den Autobahnausbau noch reich-
lich aufdrehen, um ihre Gegner zu
überholen. Vielleicht hilft es, wenn
Rösti zeigt, dass er auch ein Herz
für die Eisenbahn hat. Und siehe da:
Just am Dienstag gab sein Departe-
ment bekannt, dass er die internatio-
nale Zusammenarbeit bei der Bahn
vertiefen will – mit Indien. Das mag
erstaunen. Fahren wir bald im Dosto
nach Delhi? Leider nein. Vielmehr
geht es um technische Kooperationen
und mögliche Aufträge für hiesige
Firmen. Und sowieso ist nachvollzieh-
bar, dass Rösti für die neue Bahn-
Liaison nicht den üblichen Verdäch-
tigen ausgesucht hat: Deutschland.
Man möchte das Projekt ja noch in
diesem Jahrtausend abschliessen.

Rot-gelber
Riese
fab. · Baut die Post ab, geht die
Post ab. Diese alte Regel wurde am
Dienstag bestätigt: Kaum hatte die
Spitze des nicht mehr so riesigen gel-
ben Riesen bekanntgegeben, dass
sie das Filialnetz weiter verkleinern
wird, kam die Kritik postwendend.
Allen voran taten die Sozialdemokra-
ten ihren Unmut kund. Sie beklagten
Managementfehler und zeigten sich
besorgt über den fortschreitenden Ab-
bau. Und das, obwohl seit 2021 der
ehemalige SP-Chef Christian Levrat
als Präsident der Post fungiert. Seine
Partei kritisiert wortreich, die Post
verlagere ihre Tätigkeiten zunehmend
in den Niedriglohnbereich. Levrat
selbst bewegt sich derweil mit 270 000
Franken für das 50-Prozent-Pensum
zunehmend im Hochlohnbereich. Der
Fall zeigt: Levrat hat zwar nicht den
Kapitalismus überwunden, aber seine
Hemmungen davor.

Hunde helfen bei der Suche nach verschütteten Personen. Zum Übungsgelände in Mosbach nördlich von Heilbronn gehört ein zerstörter Bus.

Einsatzkräfte in Schutzanzügen während einer Übung im Mannheimer Hafen.

Gemeinsam üben für den Ernstfall
Erstmals beteiligt sich die Schweiz an einer Schulung des EU-Katastrophenschutzes

MIRJAM MOLL

Gebäude sind eingestürzt, überall lie-
gen Trümmer, zerstörte Fahrzeuge. Ein
Bus mit zerborstenen Scheiben steht
auf einem Schutthaufen, die Rotorblät-
ter eines Helikopters dröhnen.Rettungs-
kräftesuchennachOpfern.ImOberrhein-
Graben nördlich von Basel hat ein Erd-
beben der Stärke 6,9 die Region erschüt-
tert, es gibt mehr als hundert Tote, dazu
kommen unzählige Verletzte und Ver-
misste. Das Land Baden-Württemberg
ist mit der Suche und Bergung überfor-
dert.InternationaleHilfewird gebraucht.
Das ist das Szenario der Übung «Magni-
tude» des EU-Katastrophenschutzes.
Erstmals nimmt die Schweiz daran teil,
mit 23Einsatzkräften.Die ersten24Stun-
den sindessenziell nacheinemErdbeben.
Danach schwindetdieÜberlebenschance
vonVerschütteten rapide.

Etwa 950 Personen aus Deutschland,
Frankreich, Österreich und Griechen-
land arbeiten an der dreitägigen Übung
mit. Hinzu kommen über 150 Fahr-
zeuge, 15 Hunde sowie 2 Helikopter.
1,36 Millionen Euro kostet die inter-
nationale Aktion, die von der Europäi-
schen Kommission kofinanziert wird.
Es ist die grösste Übung im Rahmen
des EU-Katastrophenschutzverfahrens,
die je in Deutschland organisiert wurde.
Aber was hat die Schweiz davon?

«Wenn wir den Bevölkerungsschutz
weiterentwickeln wollen, müssen wir
über die Grenzen schauen», sagt Roland
Bollin,LeiterdesBereichs Internationale
Angelegenheiten beim Bundesamt für
Bevölkerungsschutz (Babs).Er begleitet
die Schweizer Einheiten und beobach-
tet den Übungseinsatz. Bollin sieht das
Engagement der Schweiz als Notwen-
digkeit.«KatastrophenundNotfälle ken-
nenkeinepolitischenoder geografischen
Grenzen», sagt Bollin. Es ist der Leitsatz
des Tages. Der baden-württembergische
Innenminister Thomas Strobl sagt ihn
und der EU-Kommissar für Katastro-
phenschutz Janez Lenarcic,der angereist
ist, um die Übung zu beobachten.

Was alle betonen: Mit der Verschär-
fung der Klimakrise werden extreme

Wetterlagen in Europa häufiger. Erst im
Mai hatten starke Regenfälle zu einer
verheerenden Flutkatastrophe in Ba-
den-Württemberg und Bayern geführt.
Auch in der Schweiz entstanden grosse
Schäden,insbesondere imWallis.InGrie-
chenland kam es erneut zu verheeren-
den Bränden, zuletzt standen Wälder in
Portugal in Flammen. In Bosnien lösten
wiederum starke Niederschläge Über-
schwemmungen aus. Europa wird zu-
gleich überschwemmt und brennt. «Das
ist keineAnomalie, sondern neue Reali-
tät», sagt der EU-Kommissar Lenarcic.

Die EU-Mitgliedstaaten wollen
vorbereitet sein. Und gemeinsam ste-
hen mehr Ressourcen zur Verfügung.
Man kann voneinander lernen, Metho-
den und Abläufe verbessern, die Zu-
sammenarbeit im Fall einer grösseren
Naturkatastrophe trainieren – in diesem
Fall ein Beben.Das Erdbeben von Basel
gelte dabei als Referenzszenario, erklärt
der Übungsleiter Christian Resch. Im
14. Jahrhundert ereignete sich dort ein
heftiges Erdbeben der Stärke 6,7 bis 7,1,
das die Stadt zerstörte.

Mitgliedschaft wird angestrebt

Thomas Schmidt, Militärattaché der
Schweiz in Berlin, ist angereist, um sich
ein Bild zu machen. «Es ist beeindru-
ckend, was Baden-Württemberg da zu-
stande gebracht hat», sagt er. Was die
SchweizerTeams bei der Übung lernten,
könne im Ernstfall wertvolle Zeit spa-
ren und Leben retten. «In derTheorie ist
alles einfach, aber im Terrain kommt es
immer anders», sagt er. Die internatio-
nalen Teams bringen unterschiedliches
Equipment mit und gehen nach eigenen
Methoden vor.Übungen wie diese seien
deshalb essenziell, um sich aufeinander
einzuspielen, sagt Schmidt.

In Notfällen könnten sich Mitglie-
der des Katastrophenschutzes nicht nur
mit Einsatzfahrzeugen oder Löschflug-
zeugen helfen, sondern auch mit Infra-
struktur, Material und Fachpersonal
unterstützen.DieSchweizwillMitglied in
dem EU-Mechanismus werden. Bereits
seit 2017 hat sie die Zusammenarbeit

mit der EU verstärkt. In diesem Sep-
tember beauftragte das Parlament den
Bundesrat damit, einen Antrag auf Bei-
tritt zumEU-Katastrophenschutzverfah-
ren (UCPM) zu stellen. Man muss kein
EU-Mitglied sein,umHilfevonderEuro-
päischenUnion anzufordern.JedesLand
derWelt kann über denUCPMHilfe an-
fordern,wenneinNotfall seineKapazitä-
ten zur Katastrophenbewältigung über-
steigt. Doch als Mitglied geniessen die
Länder entscheidendeVorteile.

Die Schweiz könnte als Mitglied im
UCPM nicht nur von schneller Hilfe
profitieren, sondern auch eigene Teams
und Ausrüstung von Kantonen interna-
tional einsetzen und wertvolle Erfahrun-
gen sammeln.Die EU übernimmt dabei
bis zu über 80 Prozent der Einsatzkos-
ten und ermöglicht den Zugang zu For-
schungsprojekten. Für die Schweiz be-
laufen sich die jährlichen Kosten für
die Teilnahme, abhängig vom Brutto-
inlandprodukt des Landes, auf etwa 8 bis
10 Millionen Franken.

Seit 2001 wurde das Katastrophen-
schutzverfahren mehr als 700 Mal akti-
viert. Neben intensiver Unterstützung
der Ukraine in den vergangenen beiden
Jahren zählen das Erdbeben 2023 in der
Türkei und Syrien dazu, aber auch die
gesundheitliche Notlage aufgrund von
Covid-19, Rückführungen aus Afghani-
stan und verschiedene Waldbrände in
Europa. Diese sind auch in der Schweiz
nicht mehr unwahrscheinlich, insbeson-
dere an der Nordseite der Alpen. Im
Süden kann Italien helfen, doch an der
Nordseite in den tiefen Tälern wäre ein
grösserer Brand nach Einschätzung von
Bollin vomBund nicht alleine zu bewäl-
tigen.DieSchweiz verfügt beispielsweise
über keine eigenenLöschflugzeuge.Ihre
Beschaffung hat das Parlament schon
mehrfach gefordert. Doch der Bundes-
rat lehnte eigene Flugzeuge ab.

Im Fall eines grösseren Erdbebens
oder einer radioaktiven Wolke nach
einem nuklearen Störfall wäre die
SchweiznachEinschätzungBollinskaum
in der Lage, sich selbst zu helfen. Hilfe
aus demAusland wäre zwar über bilate-
rale Verträge möglich, doch der UCPM

würde viel grössere Möglichkeiten ein-
räumen.FürdieSchweiz ist einBeitritt zu
dem Katastrophenschutzverfahren rein
rechtlich allerdings nicht möglich.

Bern will Regelwerk anpassen

Die EU-Regelung zum UCPM sieht
vor, dass neben Mitgliedstaaten ledig-
lich Beitrittskandidaten oder potenzielle
Beitrittskandidaten sowie Staaten der
Europäischen Freihandelszone (Efta),
die dem EuropäischenWirtschaftsraum
(EWR) angehören, in dem Verfah-
ren aufgenommen werden dürfen. Die
Schweiz gehört zwar der Efta an, nicht
aber demEWR.Der entsprechende Pas-
sus müsste also geändert werden.Genau
das hat die Schweiz auch vorgeschlagen.

«Man sollte den Katastrophenschutz
nicht politisieren», fordert der Militär-
attaché Schmidt.Doch genau das scheint
der Fall. Denn der Antrag der Schweiz
bleibt offen.Kommissar Lenarcic weicht
der Frage aus, wie es darum stehe, ver-
weist auf das Regelwerk. Er sei aber si-
cher, dass das Problem bewältigt werden
könne, durch ein «besonderes Arrange-
ment». Das klingt vage.

Unterdessen arbeitet die Schweiz
daran, die bilateralenVerträge mit ihren
Nachbarn zu aktualisieren.DasAbkom-
men mit Deutschland stammt von 1984.
Es sieht vor, dass die Hilfe ohne gegen-
seitigeAbsprachen nur in einemGrenz-
bereich vonbis zu 30Kilometernmöglich
ist.Eine Einschränkung,die imErnstfall
wertvolle Zeit kosten kann.RolandBol-
lin vomBabs betont umsomehr,dass die
Teilnahme an den EU-Übungen für die
Schweiz hohePriorität habe,«umdas In-
teresse hoch zu halten», dass das Land
im Katastrophenschutzverfahren aufge-
nommenwird.Die Schweiz hat ihreKos-
ten für die Teilnahme an der aktuellen
Übung selbst getragen.

Im Oktober 2026 wird die Schweiz
selbst eine EU-Katastrophenschutz-
Übung im eigenen Land ausrichten.
Sie wird voraussichtlich im Übungsdorf
Epeisses im Kanton Genf stattfinden.
Auch hier soll ein Erdbebenszenario
durchgespielt werden.

Roland Bollin (links) und Oberstleutnant Thomas Schmidt. RICARDO WIESINGER FÜR NZZ


